
KAUFMANN

Wir wollen FRIEDEN!
Die AfD stemmt sich gegen die zunehmende Kriegslust

Am 9. Februar 2023 
erlebte der Deutsche Bun-
destag eine seiner dun-
kelsten Stunden. Wahr-
scheinlich zum ersten 
Mal in der Geschichte der 
Bundesrepublik wurde 
dort eine Friedensinitia-
tive auf breiter Front mit 
blankem Hass und un-
verhohlener Aggression 
beantwortet.
Initiative für Frie-
densverhandlungen
Was war geschehen? Die 
Alternative für Deutsch-
land hatte es „gewagt“, in 
den Bundestag eine In-
itiative für einen Waffen-
stillstand und Friedens-
verhandlungen in der 
Ukraine einzubringen.
Diese war, wie Dr. Alex-
ander Gauland in seiner 
einführenden Rede be-
tonte, nicht als der Weis-
heit letzter Schluss, son-

dern als Diskussions-
grundlage gedacht, um 
endlich den gefährlichen 
Teufelskreis stetig eska-
lierender Gewalt in der 
Ukraine zu durchbrec-
hen. 
Reaktion: Hass und 
Hetze
Doch statt dieser Einla-
dung zu folgen und mit 
uns gemeinsam eine 
ernsthafte Debatte dar-
über zu führen, wie der 
Frieden in der Ukraine 
möglichst schnell wieder 
hergestellt werden kann, 
entwickelt sich in der 
Folge ein wahres Inferno 
von Hass und Hetze ge-
gen die AfD. Insbesonde-
re die Herren Stegner, 
Abraham und Trittin lie-
ßen dabei jegliche Hem-
mung fahren und ergin-
gen sich in wahren Hass-
tiraden. Wer sich selbst ein Bild 

machten möchte, inwie-
weit unsere Friedensin-
itiative als Grundlage für 
gemeinsame Beratungen 
geeignet gewesen wäre, 
findet diese mit der 
Nummer 20/5551 auf 
www.bundestag.de.
Friedensplan der AfD
Das Wichtigste in Kürze: 
Grundsätzlich bezog sich 
die AfD in ihrem Antrag 
auf den Appell von Papst 
Franziskus und den Frie-

densvorschlag des fran-
zösischen Präsidenten 
Macron von Ende 2022.
An Forderungen enthielt 
der Antrag a.) die Ent-
sendung einer Friedens-
delegation unter Leitung 
der OSZE, b.) eine Feuer-
pause von mindestens 90 
Tagen und c.) die Ent-
flechtung der am Konflikt 
beteiligten Truppen. 
Als erste Schritte zur 
dauerhaften Befriedung 
des Konflikts sah der An-

Ist es Unfähigkeit oder 
Absicht? Die Regierungs-
parteien ruinieren im Ver-
ein mit der EU unser 
Land, unsere Wirtschaft 
und unseren Wohlstand. 
Eine Flut von Meldungen 
ließ zuletzt jedem vernünf-
tigen Bürger die Haare zu 
Berge stehen: Hausbesit-
zer und Mieter werden 
mit völlig überzogenen 
Dämmvorschriften und 
Heizungsverboten belas-
tet, die illegale Einwande-
rung ist wieder auf Re-
kordniveau und kostet 
Steuergeld, Bildungschan-
cen, Sicherheit und Wohn-

raum, Deutschland lässt 
sich immer tiefer in einen 
Krieg hineinziehen - die 
Waffenhilfe für die Ukrai-
ne wurde im März um 12 
Mrd. Euro erhöht -, kein 
Plan gegen explodierende 
Strompreise und dennoch 
werden im April die letz-
ten Kernkraftwerke abge-
schaltet. Kein Wunder, 
dass Fachkräfte und Un-
ternehmen in Scharen un-
ser Land verlassen. 
Unfähigkeit oder Absicht? 
Zumindest den Grünen 
muss man Absicht unter-
stellen. Es ist die grüne 
Agenda, die durchgesetzt 
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können Sie das Haus 
oder die Wohnung kosten

Es soll nun also amtlich werden. Ab 2024 keine neuen Öl- und 
Gasheizungen mehr. Stattdessen Wärmepumpe. Die lässt sich aber 
in vielen Fällen ohne zusätzliche Sanierungsmaßnahmen nicht 
wirtschaftlich betreiben. Eine moderne Gasheizung kann man heute 
für um die 10.000 Euro bekommen, für Wärmepumpe plus 
energetische Sanierung wird schnell das zehnfache oder mehr fällig. 
Das wird viele Menschen ruinieren. Mehr dazu auf Seite 3. 

trag vor:
1. die vier von Russland 
annektierten Oblasten 
zunächst unter UN-Man-
dat zu stellen, 
2. einen schrittweisen 
Rückzug der russischen 
Stre i tkräf te auf den 
Stand vor dem 24. Febru-
ar 2022 bei gleichzeitiger 
Reduzierung der militäri-
schen Unterstützung für 
die Ukraine und
3. die Umsetzung des von 
Präsident Macron geäu-
ßerten Vorschlags, in den 
besetzten Gebieten Refe-
renden unter Aufsicht 
und Kontrolle der OSZE 
durchzuführen, bei de-
nen die Bewohner dieser 
Gebiete selbst entschei-
den sollen, ob sie zur 
Ukraine oder zu Russ-
land gehören wollen. 
Zumindest diskussi-
onswürdig
Dies alles wären zweifel-
los geeignete, zumindest 
aber diskussionswürdige 
Schritte hin zu einer dau-
erhaften Befriedung des 
Konflikts. Doch statt über 
den Inhalt der Friedens-
initiative zu debattieren, 
überboten sich die Ver-
treter der anderen Frak-
tionen in bösartigen An-
griffen gegen die AfD und 
einer immer schriller 
klingenden Kriegsrheto-
rik. Wie weit ist es mit 

unserem Land gekom-
men, wenn sich die, die 
zum Frieden mahnen als 
„Rechtsradikale“ und 
„Schande für Deutsch-
land“ beschimpfen lassen 
müssen?
Gefährlicher Weg
Die „Kriegsbesoffen-
heit“ (Wagenknecht) ei-
ner breiten Mehrheit des 
Deutschen Bundestags ist 
ein brandgefährlicher 
Weg, der Deutschland 
und Europa einmal mehr 
in eine Jahrhundertkata-
strophe stürzen könnte.
Die wirtschaftlichen Fol-
gen haben wir schon jetzt 
zu tragen. Doch die Re-
gierungsparteien sind in 
einer unheiligen Allianz 
mit der CDU/CSU offen-
bar fest entschlossen, den 
Weg von immer mehr 
Zerstörung und Elend 
unbeirrt weiterzugehen.
Dem müssen und werden 
wir uns mit aller Kraft 
entgegenstellen. Die AfD 
ist zur Zeit die einzige 
Partei im Deutschen 
Bundestag, die sich ge-
schlossen für eine Frie-
denslösung einsetzt. Die-
sen Weg werden wir, 
trotz des Gegenwinds aus 
den Reihen der Kriegs-
treiber, gemeinsam ent-
schlossen weitergehen. 
Unsere Vorschläge dazu 
liegen auf dem Tisch.

wird – in Berlin wie in der 
EU: eine Mischung aus 
marxistischen, antikapita-
listischen, deutschland-
feindlichen Vorstellungen 
und Klimawahn. 
Eher Unfähigkeit ist es bei 
den anderen Parteien ein-
schließlich der CDU/CSU. 
Unfähigkeit, sich den grü-
nen Anmaßungen entge-
genzustellen und die In-
teressen ihrer Wähler zu 
vertreten. 
Im Falle der CDU/CSU ist 
auch eine gehörige Porti-
on Anbiederung an die 
Grünen dabei. Es ist im 
Bundestag offensichtlich, 
dass die Union am liebs-
ten die SPD ablösen und 

mit den Grünen und der 
FDP die Regierung bilden 
würde.
Die FDP liefert ein paar 
Scheingefechte, z. B. den 
halbherzigen Widerstand 
gegen das Verbrennerver-
bot. Damit versucht man 
die eigenen Wähler zu be-
eindrucken. Doch Regie-
rungsbeteiligung geht auch 
bei ihnen stets vor Prinzipi-
en. 
Gegen diese grünlackierte 
Einheitsfront hilft nur 
eine starke Opposition 
der Vernunft. Je stärker 
die Blauen in Umfragen, 
und bei Kommunal- und 
Landtagswahlen werden, 
um so eher wird die Ein-

sicht bei Grün-Rot-Gelb-
Schwarz dämmern, dass 
man es übertrieben hat 
und die Vertreibung aus 
den Regierungssesseln 
droht. 
Die AfD stellt sich an al-
len Fronten der grünen 
Regierungsagenda entge-
gen. Verlassen Sie sich 
nicht auf die etablierten 
Medien, die im Zweifel 
AfD-Vertreter nicht zu 
Wort kommen lassen. In-
formieren Sie sich direkt, 
was Ihre AfD-Abgeordne-
ten für Sie tun. Diese Zei-
tung hat den Zweck, Sie 
mit Informationen zu ver-
sorgen.
Lassen Sie sich nicht die 

Stimmung verderben und 
bleiben Sie zuversichtlich. 
Alles Gute!
Ihr Prof. Michael Kauf-
mann, Mitglied des Deut-
schen Bundestages 

http://www.bundestag.de/
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Hoffen wir, dass es nicht so 
weit kommt

Quelle: EudraVigilance: Europäische Datenbank gemeldeter Verdachtsfälle von Arzneimittelnebenwirkungen - Stand 14.03.2023

Gibt es den Klimawan-
del? Natürlich! Das Klima 
wandelt sich, solange die 
Menschheit existiert, und 
hätten sich unsere Vorfah-
ren – gerade in nördlichen 
Regionen – dem Wandel 
nicht angepasst, dann wä-
ren wir längst ausgestor-
ben.
Wird der Klimawan-
del uns umbringen? 
Nein! Solange wir uns klug 
anpassen, wird uns der 
Wandel ebenso viele Vor-
teile wie Nachteile brin-
gen. Wenn die unwahr-
scheinlichsten Prognosen 
der Klimatologen wahr 
werden, dann bekommen 
unsere Ururenkel ein Kli-
ma wie heute in Norditali-
en. Dort soll es recht ange-
nehm sein.
Können wir den Kli-
mawandel stoppen? 
Nein! Den Wandel können 
wir nicht einmal signifi-
kant begrenzen. Wenn 
morgen alle Ziele des Pari-
ser Klimaabkommens er-
reicht sind, dann wandelt 
sich das Klima trotzdem 
weiter.

Was können wir tun? 
Vor allem dürfen wir nicht 
in Panik verfallen! Wir 
müssen unsere Ressour-
cen, unser Geld, unsere 
wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit klug einsetzen, 
um uns bestmöglich anzu-
passen. Langfristig kön-
nen wir andere Baumarten 
in unseren Wäldern pflan-
zen. Wir brauchen viel-
leicht andere Sorten auf 
unseren Äckern. Wir soll-
ten klugen, vorausschau-
enden Wasserbau betrei-
ben, damit uns diese le-
benswichtige Ressource 
nicht knapp wird und vie-
les andere mehr. Um uns 
das leisten zu können, 
brauchen wir aber eine 
profitable Wirtschaft und 
kluge, gut ausgebildete 
Köpfe.

Politik muss die Zu-
kunft unseres Landes 
im Blick haben. Die 
grünen Weltenretter igno-
rieren das. Es ist sinnlos, 
Abermilliarden Euro zur 
Vermeidung der letzten 
Tonne des lebenswichti-
gen Gases CO2 zu verpul-

vern. Das Geld sollten wir 
besser in Forschung und 
Anpassung stecken. 
Es ist gefährlich, die En-
ergieversorgung eines In-
dustrielandes allein von 
Wind und Sonne und der 
ineffizienten Wasserstoff-
technik abhängig zu ma-
chen. Für unsere Zukunft 
müssen wir uns alle Op-
tionen offenhalten. Wir 
müssen wirtschaftlich 
konkurrenzfähig sein, um 

uns die Anpassung leisten 
zu können. 
Realpolitik statt Welt-
rettungsphantasien
D i e A l t e r n a t i v e f ü r 
Deutschland steht für die 
Zukunft Deutschlands und 
wir sind die einzigen, die 
den grünen „Weltrettern“ 
aus allen Parteien Kontra 
geben. Das zeigen unzähli-
ge Initiativen im Bundes-
tag und in den Landtagen.
Wenn wir alles im Griff 

haben, wenn wir eine flo-
rierende Wirtschaft und 
eine bezahlbare Energie-
versorgung haben, wenn 
unser Wohlstand auch un-
ter veränderten Klimabe-
dingungen gesichert ist, 
dann können wir uns auch 
um weniger wichtige Fra-
gen kümmern: 
Wie können wir die Ab-
hängigkeit von Lieferanten 
fossiler Energieträger ver-
ringern? Welche Antriebs-
technik sollen unsere Au-
tos im 22. Jahrhundert 
haben? Und sollen in der 
Saaleregion besser Merlot- 
oder Cabernet-Trauben 
angebaut werden?

USA für Anschlag auf 
Nord Stream verantwortlich?
Das erschreckende Desinteresse 

der Bundesregierung

Im September 2022 wur-
de d ie be iden Nord 
Stream Pipelines von bis-
her unbekannten Tätern 
weitgehend zerstört.
Übereinstimmung herr-
schte bisher dahinge-
hend, dass dies die Tat 
von Profis, höchstwahr-
scheinlich staatlichen Ak-
teuren, gewesen sein 
muss. 
Dann ging im Februar 
der renommierte Journa-
list Seymour Hersh mit 
Informationen an die Öf-
fentlichkeit, die im politi-
schen Berlin wie ein Pau-
kenschlag hätten wirken 
müssen. Nach zuverlässi-
gen Insiderinformatio-
nen, die er erhalten hatte, 
waren nämlich ausge-
rechnet die Amerikaner 
für diesen Anschlag ver-
antwortlich. 
Nun ist Seymour Hersh 
nicht irgendwer, sondern 
ein Journalist, der der 
amerikanischen Regie-
rung bereits mehrfach 
Verbrechen nachweisen 
konnte. So  z. B. im Zu-
sammenhang mit dem 

Massaker von My Lai 
während des Vietnam-
kriegs und den Folter-
praktiken von Abu Ghra-
ib im Irak. 
Man sollte also anneh-
men, dass derartige In-
formationen im Kanzler-
amt zumindest zum An-
lass genommen werden, 
eigene Untersuchungen 
in dieser Richtung anzu-
stellen. 
Doch weit gefehlt. Das 
vollkommene Desinteres-
se der Bundesregierung 
könnte augenscheinlicher 
nicht sein. Möchte man 
vielleicht garnicht so ge-
nau hinschauen, um es 
sich mit dem großen Bru-
der in Washington nicht 
zu verscherzen? Kann 
nicht sein, was nicht sein 
darf? Der Verdacht liegt 
jedenfalls nahe.
Sollte sich dies bewahr-
heiten, dann müsste das 
Verhalten des Bundes-
kanzlers in dieser Frage 
als Hochverrat und mas-
sive Schädigung deut-
scher Interessen gewertet 
werden.  

Die Regierung in Berlin be-
gründet auch noch die ab-
seitigsten Gesetze, Verord-
nungen und Regelungen 
mit dem „Schutz des 
Klimas“. Kein Preis ist zu 
hoch, kein Verbot zu totali-
tär, kein Schaden für die 
Wirtschaft zu groß, als dass 
grüne Ideologen sie nicht 
diskutieren und durchset-
zen würden. 
Die Flut der Zwangsmaß-
nahmen trifft die Bürger in 
ländlichen Regionen beson-
ders hart. Wer Verbren-
nungsmotoren verbieten 
will, schränkt die Mobilität 
ein, Heizungsverbot und 
Sanierungswahn drohen 
das Leben im eigenen Haus 
unbezahlbar zu machen, 
Energiepreisexplosion und 
Regulierung ersticken unse-
re Unternehmen, der Wind-
radwucher zerstört wertvol-
le Natur.
Doch was nützt uns die 
wahnhafte Fixierung auf die 
„Klimarettung“? Es ist wie 
bei anderen sozialistischen 
Weltrettungsideen: Für die 
„schöne neue Welt“, welche 
sich die Ideologen herbei-
phantasieren, muss das ei-
gene Volk halt leiden, darf 
die eigene Wirtschaft ruhig 
zugrunde gehen.
Doch fragen wir uns der 
Reihe nach: 

KLIMA ÜBER ALLES
DAS WIRD NICHT FUNKTIONIEREN

Impfkartellparteien ignorieren 
Leiden der Geschädigten

Im Deutschen Bundestag 
wurde Mitte März der 
Antrag „Forschung zu 
Long COVID, ME/CFS 
und Post-Vac-Syndrom 
in Deutschland stär-
ken" (Drs 20/5983), ein-
gebracht von der CDU/
CSU, beraten. 
Das klang zunächst wirk-
lich vielversprechend. So 
als würden die Altpartei-
en dem brennenden The-
ma Impfnebenwirkungen 
(Post-Vac-Syndrom) nun 
endlich die nötige Auf-
merksamkeit schenken.
Doch anders als es der 
Titel des Antrags vermu-
ten ließ, ging es der Uni-
on darin nur am Rande 
um die Erforschung der 
Nebenwirkungen der Co-
vid-Impfungen, sondern 
in erster Linie um die Er-
forschung von Long-Co-
vid. 
Was für eine himmel-
schreiende Verkehrung 
der Prioritäten. Denn zur 
Erforschung von Long- 
Covid fördert das Bun-
desministerium für Bil-
dung und Forschung be-
reits jetzt nicht weniger 

als zehn Forschungsver-
bünde und zusätzlich 
eine Nationale Klinische 
Studiengruppe und das 
Verbundvorhaben IMM-
ME. 
Gleichzeitig werden viele 
Tausend Menschen, die 
infolge der Covid-Imp-
fungen massive und oft 

dauerhafte gesundheitli-
che Schäden erlitten ha-
ben, nach wie vor allein 
gelassen. 
Schlimm genug, dass die 
Bundesregierung dieses 
Thema immer noch igno-
riert, aber dass sogar die 
größte Oppositionspartei 
dem Leiden dieser Men-

schen nicht den gebüh-
renden Stellenwert ein-
räumt, ist geradezu er-
schütternd.
Vermutlich ist sich die 
Union durchaus bewusst, 
dass sie selbst eine große 
Verantwortung dafür 
trägt, dass diese Impfun-
gen wahrheitswidrig als 
hochwirksam und neben-
wirkungsfrei angepriesen 
wurden. Eine glatte Lüge, 
wie wir heute wissen.
Es braucht dringend eine 
entschlossene und um-
fassende Initiative der 
Bundesregierung, um die 
Ursachen und Behand-
lungsmöglichkeiten von 
Nebenwirkungen der Co-
vid-Impfungen zu erfor-
schen. 
Die Menschen, die sich 
im Vertrauen auf die Ver-
sprechungen der Bundes-
regierung haben impfen 
lassen und nun unter den 
Folgen leiden, verdienen 
jede erdenkliche Unter-
stützung. Dafür werde 
ich mich, gemeinsam mit 
der AfD-Fraktion, weiter 
mit Nachdruck einsetzen.

Laut Recherchen des BR 
und der Süddeutschen 
hat die Bundesregierung 
Stand Januar 2023 ins-
gesamt 672 Mio. Dosen 
Covid-Impfstoff bestellt. 
Die Gesamtkosten belau-
fen sich auf 13,1 Milliar-
den Euro. Daraus ergibt 
sich ein Durchschnitts-
preis von 19,39 Euro pro 
Dosis. 
Bis Januar 2023 mussten 
bereits 36,6 Millionen 
Impfdosen wegen Über-
schreiten des Haltbar-
keitsdatums vernichtet 
werden. Das entspricht 
einem Wert rund 713 Mio 
Euro. 
Weitere 134 Millionen 
Dosen werden bis Febru-
ar 2024 ablaufen und 
müssen dann vernichtet 
werden. Das sind noch 
einmal rund 2,6 Milliar-
den Euro. 
Insgesamt werden also 
bis Anfang kommenden 
Jahres bis zu 3,3 Milliar-
den Euro an Steuergel-
dern in Rauch aufgehen-
und weitere Milliarden 
werden vorauusichtlich 
folgen, denn auch für die 
apäter bestellten Char-
gen wird irgendwann die 
Haltbarkeit auslaufen.
Wie aus der Antwort auf 

Regierung verbrennt Milliarden 
für Impfstoffe und Masken

eine Anfrage meines Kol-
legen Thomas Dietz her-
vorgeht, würde die ins-
gesamt bestellte Menge 
an Impfstoffen beim der-
zeitigen Impftempo für 
126 Jahre reichen. 
Doch damit nicht genug. 
n-tv berichtete bereits 
im Oktober vergangenen 
Jahres, dass auch 790 
Millionen Masken, die 
zum Stückpreis von rund 
einem Euro eingekauft 
worden waren, vernich-
tet werden, weil ihr Halt-
barkeitsdatum abgelau-
fen war. Macht weitere 
rund 800 Mio Euro. 
Somit vernichtet diese 
Regierung also mindes-
tens 4 Milliarden an 
Steuergeldern, weil   die 
Herren Spahn und Lau-
terbach ihren Kaufausch 
nicht im Griff hatten. 
Ein Skandal, der noch 
größer wird, wenn man 
bedenkt, dass für Ren-
ten, Pflege und Schulen 
angeblich nie genug Geld 
vorhanden ist.  
Das Fehlverhalten von 
Regierungsmitgliedern 
während der Coronazeit 
- nicht nur in diesem Be-
reich - muss jedenfalls 
dringend aufgearbeitet 
werden.

Der akkubasierte Elektroantrieb ist nicht alternativlos
Für eine technologieoffene Weiterentwicklung der Mobilität

Individuelle Mobilität, 
das Auto, ist die Basis 
unseres Wirtschaftssys-
tems und unseres Wohl-
stands. Das gilt gleich in 
mehrfacher Hinsicht und 
ganz besonders in länd-
lichen Regionen. 
Einerseits ist die Pro-
duktion von Autos mit 
Verbrennungsmotor eine 
Kernkompetenz der deut-
schen Industrie. Millio-
nen Arbeitsplätze hängen 
daran. Allein in Thüringen 
werden rund 30.000 Ar-
beitsplätze direkt der 
Automobilindustrie zuge-
rechnet, darunter auch das 
Motorenwerk in Kölleda.
Andererseits hängt unser 
gesamtes Wirtschaftssys-
tem davon ab, dass Ar-
beitskräfte mobil sind und 
Unternehmen ihre Güter 
schnell und flexibel trans-
portieren können. Ohne 
diese Grundvorausset-
zungen wäre unsere Wirt-
schaft auf den Stand An-
fang des 20. Jahrhunderts 
zurückgeworfen.
Womöglich ist es genau 
das, was grün-linke Kapi-
talismus-Hasser so vehe-
ment gegen das Auto 
anrennen lässt. Denn ka-
pitalistischer Wohlstand 
ist ihnen ein Dorn im 
Auge. Daraus machen sie 
einerseits auch kein Ge-
heimnis, schieben im 
Feldzug gegen die Mobi-
lität aber immer wieder 

vermeintliche Umwelt-
gründe vor.
Die EU-Kommission will 
nun, im Verein mit der 
Bundesregierung, die Viel-
zahl der Mobilitätsopti-
onen zwangsweise ein-
schränken. Denn ab 2035 
sollen alle Bürger mit 
Elektroautos fahren oder 
mit klimaneutral herge-
stellten synthetischen 
Kraftstoffen.
Schauen wir uns daher die 
wichtigsten Antriebsvari-
anten einmal an:
Verbrennungsmotor 
In den 150 Jahren seiner 
Entwicklung (vor allem in 
Deutschland) hat der Ver-
brennungsmotor unglaub-
liche Fortschritte gemacht; 
er ist sauber, sparsam und 
leise geworden. Und die 
Entwicklung ist noch lan-
ge nicht am Ende. 
Flüssige Brennstoffe ha-
ben eine hohe Energie-
dichte, sind gut zu lagern 
und schnell zu tanken. Mit 
synthetischen Kraftstoffen 
kann man jeden Benziner 
oder Diesel sogar „CO2-
neutral“ fahren. Herge-
stellt werden solche syn-
thetischen Kraftstoffe z.B. 
aus Wasserstoff und CO2 
oder aus Biomasse.
Brennstoffzelle 
Autos mit Brennstoffzelle 
werden mit Wasserstoff, 
Methanol oder anderen 
synthetischen Kraftstoffen 
betankt. Zusätzlich haben 

sie ihren eigenen Stromge-
nerator an Bord und wer-
den von einem Elektro-
motor angetrieben – nur 
ohne dazu eine schwere 
und teure Batterie mit-
schleppen zu müssen. 
Genau wie beim Verbren-
nungsmotor sind auch 
Brennstoffzellen mit syn-
thetischen Kraftstoffen 
schnell zu betanken und 
„CO2-neutral“. Zwei Her-
steller bieten in Deutsch-
land bisher serienreife 
Brennstoffzellen-Autos an.
Elektroautos mit Akku 
sind mit einem viele hun-
dert Kilo schweren elek-
trochemischen Speicher 
unterwegs. Die Herstellung 
dieser Speicher benötigt 
große Mengen seltener 
Elemente wie Lithium und 
Unmengen an Energie.
Beim Elektroauto mit Akku 
ist die Frage: Woher kommt 
der Ladestrom? Kommt der 
nämlich aus Kohle- oder 
Gaskraftwerken, so sind 
Elektroautos keineswegs 
sauber. Zudem erfordert 
das Laden längere Pausen – 
sofern überhaupt genü-
gend Strom verfügbar ist.
Derzeit ist nicht abzuse-
hen, welche dieser Vari-
anten sich mittelfristig 
durchsetzen wird – oder ob 
vielleicht noch weitere 
Antriebsarten entwickelt 
werden. Letztlich hängt die 
Bewertung auch von der 
Region ab: In dünn besie-

delten Landstrichen ist 
kaum vorstellbar, dass man 
auf den Verbrennungs-
motor wird verzichten 
können. Für den Nahver-
kehr in Großstadtzentren 
haben Elektroautos mit 
Akku dagegen durchaus 
ihre Vorteile.

Was heißt das für 
Deutschland? 
Wir müssen alle Varianten 
technologieoffen weiter-
entwickeln und dürfen uns 
von Ideologen nicht auf 
eine Technologie festlegen 
lassen. Schon gar nicht darf 
eine EU-Behörde uns der-
artige Vorschriften ma-
chen.
Beim jetzigen Stand der 
Dinge, werden die Auto-
mobilhersteller mit ihren 
Millionen Beschäftigten 
das Geschäft mit Verbren-
nungsmotoren bis 2035 
schrittweise beenden oder 
ins Ausland verlagern. Die 
Produktion von Elektro-
autos wird das nicht er-
setzen können. Der Scha-
den für unser Land wäre 
enorm!
Die AfD hat die Interessen 
der deutschen Bürger im 
Blick und setzt sich gegen 
ideologische Beschrän-
kung und für den freien 
Wettbewerb unterschied-
licher Antriebsmodelle ein. 
Individuelle Mobilität 
muss für alle Bürger er-
schwinglich und jederzeit 
möglich bleiben.

Laut Stat. Bundesamt Inflationsrate im Supermarkt bei 22,3 Prozent
Was viele Menschen bereits spürten, hat Destatis nun bestätigt. Die Inflationsrate bei Lebensmitteln und 
anderen Gütern des täglichen Bedarfs liegt bei über 20 Prozent. Damit sind einmal mehr Menschen mit 
eher geringem Einkommen Opfer der rücksichtslosen Regierungspolitik geworden. Denn diese geben nun 
einmal den Großteil ihres Einkommens für die Lebenshaltung aus. Das muss ein Ende haben.

Als Robert Habeck vor 
einigen Wochen bekannt-
gab, dass ab 2024 keine 
neuen Öl- und Gashei-
zungen mehr verbaut 
werden dürfen, war der 
Aufschrei groß. Zurecht, 
denn damit rüttelt er an 
der Existenz hunderttau-
sender Haus- und Woh-
nungsbesitzer. 
Nicht nur, dass die statt-
dessen favorisierte Wär-
mepumpe ein Mehrfach-
es eines Gasbrenners 
kostet, in vielen älteren 
Häusern kann eine Wär-
mepumpe ohne umfang-
reiche zusätzliche Däm-
mungsmaßnahmen über-
haupt nicht wirtschaft-
lich betrieben werden. 
Man spürte in der Re-
gierung wohl, dass man 
damit das Faß zum Über-
laufen bringen könnte, 
zog sich zu nächtlichen 
Beratungen zurück und 
verkündete dann - heure-
ka - wir haben den Ent-
wurf nochmal überar-
beitet. 
Eine Mogelpackung
Doch herausgekommen 
ist dabei nichts anderes 
als eine Mogelpackung. 
Denn im Großen und 

HABECKS IRRE HEIZUNGSPLÄNE
Ganzen soll es dabei blei-
ben. Ab 2024 keine neu-
en Öl- und Gasheizungen 
mehr. Eine großzügige 
Ausnahme soll es für 
über 80jährige Haus-
besitzer geben. Da fragt 
man sich doch, ist das 
Wahnsinn oder offene 
Verhöhnung der Bürger?
Der 79jährige, dessen 
Heizung kaputt geht, soll 
sich dann also für den 
Klimawahn der Grünen 
noch bis ans Ende seiner 
Tage verschulden müs-
sen. Ach nein, Moment, 
in dem Alter gibt einem 
ja keine Bank mehr ei-
nen längerfristigen Kre-
dit. Sollen sie doch se-
hen, wo sie bleiben, die 
alten weißen Männer und 
Frauen. 
Das ist die Härte
Oh ja, ganz nebulös ist da 
auch noch von Härte-
fallregelungen die Rede. 
Das wird dann immerhin 
dazu führen, dass alte 
Menschen, die zwar ihr 
Häuschen abbezahlt ha-
ben, aber trotzdem auf 
die Grundsicherung an-
gewiesen sind, weil Deut-
schland seinen Alten kei-
ne auskömmlichen Ren-

ten zahlen will, nicht auf 
die Straße gesetzt wer-
den. Zu gütig, Herr Ha-
beck. Stellen Sie sich so 
ein Alter in Würde vor?
Es kann jeden treffen 
Doch was ist mit den 
Familien, die bewusst 
sparsam leben, um ihren 
Kindern ein eigenes Zu-
hause bieten zu können? 
Wo sollen die die schnell 
sechsstelligen Beträge 
hernehmen, die für Wär-
mepumpe und dafür 
notwendige Sanierung 
anfallen?

Heißt es dann ausziehen 
und wieder zur Miete 
wohnen? Leider wird das 
auch nicht viel nutzen, 
denn natürlich werden 
die Vermieter, die ihnen 
auferlegten Zusatzkosten 
auf die Mieten umlegen 
müssen. Die Folge: Stei-
gende Mieten für alle.
Die kollektiven Wahn-
vorstellungen der Bun-
desregierung werden zwar 
nicht „das Klima retten“, 
aber vor allem eines be-
wirken; dass die Not für 
viele Menschen in unse-

rem Land noch größer 
wird.
Eine Hoffnung bleibt
Auch wenn es noch nicht 
so aussieht, als ob die 
AfD kurzfristig Regie-
rungsverantwortung über-
nehmen und dem Wahn-
sinn ein Ende setzen 
könnte, bleibt doch eine 
weitere Hoffnung. Denn 
niemand weiß bisher, wo 
die ganzen Wärmepum-
pen und vor allem die 
Handwerker, die sie dann 
einbauen werden, her-
kommen sollen.

Es besteht also die Chan-
ce, dass Habecks Pläne 
an seiner eigenen Reali-
tätsverweigerung schei-
tern werden. 
Die Alternative für Deut-
schland wird jedenfalls 
weiter mit aller Kraft für 
eine gerechte und  ver-
nünftige  Energiepolitik 
kämpfen. Wir dürfen 
links-grünen Ideologen 
nicht das Feld überlas-
sen, sonst gehen bei uns 
bald buchstäblich die 
Lichter - und die Heizun-
gen - aus.

Der nächste Schlag 
kommt von der EU

Das Europäische Parla-
ment hat sich Anfang 
März dafür ausgespro-
chen, dass Eigentümer 
älterer Gebäude dazu 
verpflichtet werden sol-
len, diese energetisch zu 
sanieren, um so den En-
ergieverbrauch zu sen-
ken. Die Kosten dafür 
beziffert die KfW auf ins-
gesamt 254 Mrd. Euro.
Man muss also davon 
ausgehen, dass hier die 
nächste Kostenlawine auf 
die Hauseigentümer zu-
rollt. 

http://www.adrreports.eu/de/index.html
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Hoffen wir, dass es nicht so 
weit kommt

Quelle: EudraVigilance: Europäische Datenbank gemeldeter Verdachtsfälle von Arzneimittelnebenwirkungen - Stand 14.03.2023

Gibt es den Klimawan-
del? Natürlich! Das Klima 
wandelt sich, solange die 
Menschheit existiert, und 
hätten sich unsere Vorfah-
ren – gerade in nördlichen 
Regionen – dem Wandel 
nicht angepasst, dann wä-
ren wir längst ausgestor-
ben.
Wird der Klimawan-
del uns umbringen? 
Nein! Solange wir uns klug 
anpassen, wird uns der 
Wandel ebenso viele Vor-
teile wie Nachteile brin-
gen. Wenn die unwahr-
scheinlichsten Prognosen 
der Klimatologen wahr 
werden, dann bekommen 
unsere Ururenkel ein Kli-
ma wie heute in Norditali-
en. Dort soll es recht ange-
nehm sein.
Können wir den Kli-
mawandel stoppen? 
Nein! Den Wandel können 
wir nicht einmal signifi-
kant begrenzen. Wenn 
morgen alle Ziele des Pari-
ser Klimaabkommens er-
reicht sind, dann wandelt 
sich das Klima trotzdem 
weiter.

Was können wir tun? 
Vor allem dürfen wir nicht 
in Panik verfallen! Wir 
müssen unsere Ressour-
cen, unser Geld, unsere 
wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit klug einsetzen, 
um uns bestmöglich anzu-
passen. Langfristig kön-
nen wir andere Baumarten 
in unseren Wäldern pflan-
zen. Wir brauchen viel-
leicht andere Sorten auf 
unseren Äckern. Wir soll-
ten klugen, vorausschau-
enden Wasserbau betrei-
ben, damit uns diese le-
benswichtige Ressource 
nicht knapp wird und vie-
les andere mehr. Um uns 
das leisten zu können, 
brauchen wir aber eine 
profitable Wirtschaft und 
kluge, gut ausgebildete 
Köpfe.

Politik muss die Zu-
kunft unseres Landes 
im Blick haben. Die 
grünen Weltenretter igno-
rieren das. Es ist sinnlos, 
Abermilliarden Euro zur 
Vermeidung der letzten 
Tonne des lebenswichti-
gen Gases CO2 zu verpul-

vern. Das Geld sollten wir 
besser in Forschung und 
Anpassung stecken. 
Es ist gefährlich, die En-
ergieversorgung eines In-
dustrielandes allein von 
Wind und Sonne und der 
ineffizienten Wasserstoff-
technik abhängig zu ma-
chen. Für unsere Zukunft 
müssen wir uns alle Op-
tionen offenhalten. Wir 
müssen wirtschaftlich 
konkurrenzfähig sein, um 

uns die Anpassung leisten 
zu können. 
Realpolitik statt Welt-
rettungsphantasien
D i e A l t e r n a t i v e f ü r 
Deutschland steht für die 
Zukunft Deutschlands und 
wir sind die einzigen, die 
den grünen „Weltrettern“ 
aus allen Parteien Kontra 
geben. Das zeigen unzähli-
ge Initiativen im Bundes-
tag und in den Landtagen.
Wenn wir alles im Griff 

haben, wenn wir eine flo-
rierende Wirtschaft und 
eine bezahlbare Energie-
versorgung haben, wenn 
unser Wohlstand auch un-
ter veränderten Klimabe-
dingungen gesichert ist, 
dann können wir uns auch 
um weniger wichtige Fra-
gen kümmern: 
Wie können wir die Ab-
hängigkeit von Lieferanten 
fossiler Energieträger ver-
ringern? Welche Antriebs-
technik sollen unsere Au-
tos im 22. Jahrhundert 
haben? Und sollen in der 
Saaleregion besser Merlot- 
oder Cabernet-Trauben 
angebaut werden?

USA für Anschlag auf 
Nord Stream verantwortlich?
Das erschreckende Desinteresse 

der Bundesregierung

Im September 2022 wur-
de d ie be iden Nord 
Stream Pipelines von bis-
her unbekannten Tätern 
weitgehend zerstört.
Übereinstimmung herr-
schte bisher dahinge-
hend, dass dies die Tat 
von Profis, höchstwahr-
scheinlich staatlichen Ak-
teuren, gewesen sein 
muss. 
Dann ging im Februar 
der renommierte Journa-
list Seymour Hersh mit 
Informationen an die Öf-
fentlichkeit, die im politi-
schen Berlin wie ein Pau-
kenschlag hätten wirken 
müssen. Nach zuverlässi-
gen Insiderinformatio-
nen, die er erhalten hatte, 
waren nämlich ausge-
rechnet die Amerikaner 
für diesen Anschlag ver-
antwortlich. 
Nun ist Seymour Hersh 
nicht irgendwer, sondern 
ein Journalist, der der 
amerikanischen Regie-
rung bereits mehrfach 
Verbrechen nachweisen 
konnte. So  z. B. im Zu-
sammenhang mit dem 

Massaker von My Lai 
während des Vietnam-
kriegs und den Folter-
praktiken von Abu Ghra-
ib im Irak. 
Man sollte also anneh-
men, dass derartige In-
formationen im Kanzler-
amt zumindest zum An-
lass genommen werden, 
eigene Untersuchungen 
in dieser Richtung anzu-
stellen. 
Doch weit gefehlt. Das 
vollkommene Desinteres-
se der Bundesregierung 
könnte augenscheinlicher 
nicht sein. Möchte man 
vielleicht garnicht so ge-
nau hinschauen, um es 
sich mit dem großen Bru-
der in Washington nicht 
zu verscherzen? Kann 
nicht sein, was nicht sein 
darf? Der Verdacht liegt 
jedenfalls nahe.
Sollte sich dies bewahr-
heiten, dann müsste das 
Verhalten des Bundes-
kanzlers in dieser Frage 
als Hochverrat und mas-
sive Schädigung deut-
scher Interessen gewertet 
werden.  

Die Regierung in Berlin be-
gründet auch noch die ab-
seitigsten Gesetze, Verord-
nungen und Regelungen 
mit dem „Schutz des 
Klimas“. Kein Preis ist zu 
hoch, kein Verbot zu totali-
tär, kein Schaden für die 
Wirtschaft zu groß, als dass 
grüne Ideologen sie nicht 
diskutieren und durchset-
zen würden. 
Die Flut der Zwangsmaß-
nahmen trifft die Bürger in 
ländlichen Regionen beson-
ders hart. Wer Verbren-
nungsmotoren verbieten 
will, schränkt die Mobilität 
ein, Heizungsverbot und 
Sanierungswahn drohen 
das Leben im eigenen Haus 
unbezahlbar zu machen, 
Energiepreisexplosion und 
Regulierung ersticken unse-
re Unternehmen, der Wind-
radwucher zerstört wertvol-
le Natur.
Doch was nützt uns die 
wahnhafte Fixierung auf die 
„Klimarettung“? Es ist wie 
bei anderen sozialistischen 
Weltrettungsideen: Für die 
„schöne neue Welt“, welche 
sich die Ideologen herbei-
phantasieren, muss das ei-
gene Volk halt leiden, darf 
die eigene Wirtschaft ruhig 
zugrunde gehen.
Doch fragen wir uns der 
Reihe nach: 

KLIMA ÜBER ALLES
DAS WIRD NICHT FUNKTIONIEREN

Impfkartellparteien ignorieren 
Leiden der Geschädigten

Im Deutschen Bundestag 
wurde Mitte März der 
Antrag „Forschung zu 
Long COVID, ME/CFS 
und Post-Vac-Syndrom 
in Deutschland stär-
ken" (Drs 20/5983), ein-
gebracht von der CDU/
CSU, beraten. 
Das klang zunächst wirk-
lich vielversprechend. So 
als würden die Altpartei-
en dem brennenden The-
ma Impfnebenwirkungen 
(Post-Vac-Syndrom) nun 
endlich die nötige Auf-
merksamkeit schenken.
Doch anders als es der 
Titel des Antrags vermu-
ten ließ, ging es der Uni-
on darin nur am Rande 
um die Erforschung der 
Nebenwirkungen der Co-
vid-Impfungen, sondern 
in erster Linie um die Er-
forschung von Long-Co-
vid. 
Was für eine himmel-
schreiende Verkehrung 
der Prioritäten. Denn zur 
Erforschung von Long- 
Covid fördert das Bun-
desministerium für Bil-
dung und Forschung be-
reits jetzt nicht weniger 

als zehn Forschungsver-
bünde und zusätzlich 
eine Nationale Klinische 
Studiengruppe und das 
Verbundvorhaben IMM-
ME. 
Gleichzeitig werden viele 
Tausend Menschen, die 
infolge der Covid-Imp-
fungen massive und oft 

dauerhafte gesundheitli-
che Schäden erlitten ha-
ben, nach wie vor allein 
gelassen. 
Schlimm genug, dass die 
Bundesregierung dieses 
Thema immer noch igno-
riert, aber dass sogar die 
größte Oppositionspartei 
dem Leiden dieser Men-

schen nicht den gebüh-
renden Stellenwert ein-
räumt, ist geradezu er-
schütternd.
Vermutlich ist sich die 
Union durchaus bewusst, 
dass sie selbst eine große 
Verantwortung dafür 
trägt, dass diese Impfun-
gen wahrheitswidrig als 
hochwirksam und neben-
wirkungsfrei angepriesen 
wurden. Eine glatte Lüge, 
wie wir heute wissen.
Es braucht dringend eine 
entschlossene und um-
fassende Initiative der 
Bundesregierung, um die 
Ursachen und Behand-
lungsmöglichkeiten von 
Nebenwirkungen der Co-
vid-Impfungen zu erfor-
schen. 
Die Menschen, die sich 
im Vertrauen auf die Ver-
sprechungen der Bundes-
regierung haben impfen 
lassen und nun unter den 
Folgen leiden, verdienen 
jede erdenkliche Unter-
stützung. Dafür werde 
ich mich, gemeinsam mit 
der AfD-Fraktion, weiter 
mit Nachdruck einsetzen.

Laut Recherchen des BR 
und der Süddeutschen 
hat die Bundesregierung 
Stand Januar 2023 ins-
gesamt 672 Mio. Dosen 
Covid-Impfstoff bestellt. 
Die Gesamtkosten belau-
fen sich auf 13,1 Milliar-
den Euro. Daraus ergibt 
sich ein Durchschnitts-
preis von 19,39 Euro pro 
Dosis. 
Bis Januar 2023 mussten 
bereits 36,6 Millionen 
Impfdosen wegen Über-
schreiten des Haltbar-
keitsdatums vernichtet 
werden. Das entspricht 
einem Wert rund 713 Mio 
Euro. 
Weitere 134 Millionen 
Dosen werden bis Febru-
ar 2024 ablaufen und 
müssen dann vernichtet 
werden. Das sind noch 
einmal rund 2,6 Milliar-
den Euro. 
Insgesamt werden also 
bis Anfang kommenden 
Jahres bis zu 3,3 Milliar-
den Euro an Steuergel-
dern in Rauch aufgehen-
und weitere Milliarden 
werden vorauusichtlich 
folgen, denn auch für die 
apäter bestellten Char-
gen wird irgendwann die 
Haltbarkeit auslaufen.
Wie aus der Antwort auf 

Regierung verbrennt Milliarden 
für Impfstoffe und Masken

eine Anfrage meines Kol-
legen Thomas Dietz her-
vorgeht, würde die ins-
gesamt bestellte Menge 
an Impfstoffen beim der-
zeitigen Impftempo für 
126 Jahre reichen. 
Doch damit nicht genug. 
n-tv berichtete bereits 
im Oktober vergangenen 
Jahres, dass auch 790 
Millionen Masken, die 
zum Stückpreis von rund 
einem Euro eingekauft 
worden waren, vernich-
tet werden, weil ihr Halt-
barkeitsdatum abgelau-
fen war. Macht weitere 
rund 800 Mio Euro. 
Somit vernichtet diese 
Regierung also mindes-
tens 4 Milliarden an 
Steuergeldern, weil   die 
Herren Spahn und Lau-
terbach ihren Kaufausch 
nicht im Griff hatten. 
Ein Skandal, der noch 
größer wird, wenn man 
bedenkt, dass für Ren-
ten, Pflege und Schulen 
angeblich nie genug Geld 
vorhanden ist.  
Das Fehlverhalten von 
Regierungsmitgliedern 
während der Coronazeit 
- nicht nur in diesem Be-
reich - muss jedenfalls 
dringend aufgearbeitet 
werden.

Der akkubasierte Elektroantrieb ist nicht alternativlos
Für eine technologieoffene Weiterentwicklung der Mobilität

Individuelle Mobilität, 
das Auto, ist die Basis 
unseres Wirtschaftssys-
tems und unseres Wohl-
stands. Das gilt gleich in 
mehrfacher Hinsicht und 
ganz besonders in länd-
lichen Regionen. 
Einerseits ist die Pro-
duktion von Autos mit 
Verbrennungsmotor eine 
Kernkompetenz der deut-
schen Industrie. Millio-
nen Arbeitsplätze hängen 
daran. Allein in Thüringen 
werden rund 30.000 Ar-
beitsplätze direkt der 
Automobilindustrie zuge-
rechnet, darunter auch das 
Motorenwerk in Kölleda.
Andererseits hängt unser 
gesamtes Wirtschaftssys-
tem davon ab, dass Ar-
beitskräfte mobil sind und 
Unternehmen ihre Güter 
schnell und flexibel trans-
portieren können. Ohne 
diese Grundvorausset-
zungen wäre unsere Wirt-
schaft auf den Stand An-
fang des 20. Jahrhunderts 
zurückgeworfen.
Womöglich ist es genau 
das, was grün-linke Kapi-
talismus-Hasser so vehe-
ment gegen das Auto 
anrennen lässt. Denn ka-
pitalistischer Wohlstand 
ist ihnen ein Dorn im 
Auge. Daraus machen sie 
einerseits auch kein Ge-
heimnis, schieben im 
Feldzug gegen die Mobi-
lität aber immer wieder 

vermeintliche Umwelt-
gründe vor.
Die EU-Kommission will 
nun, im Verein mit der 
Bundesregierung, die Viel-
zahl der Mobilitätsopti-
onen zwangsweise ein-
schränken. Denn ab 2035 
sollen alle Bürger mit 
Elektroautos fahren oder 
mit klimaneutral herge-
stellten synthetischen 
Kraftstoffen.
Schauen wir uns daher die 
wichtigsten Antriebsvari-
anten einmal an:
Verbrennungsmotor 
In den 150 Jahren seiner 
Entwicklung (vor allem in 
Deutschland) hat der Ver-
brennungsmotor unglaub-
liche Fortschritte gemacht; 
er ist sauber, sparsam und 
leise geworden. Und die 
Entwicklung ist noch lan-
ge nicht am Ende. 
Flüssige Brennstoffe ha-
ben eine hohe Energie-
dichte, sind gut zu lagern 
und schnell zu tanken. Mit 
synthetischen Kraftstoffen 
kann man jeden Benziner 
oder Diesel sogar „CO2-
neutral“ fahren. Herge-
stellt werden solche syn-
thetischen Kraftstoffe z.B. 
aus Wasserstoff und CO2 
oder aus Biomasse.
Brennstoffzelle 
Autos mit Brennstoffzelle 
werden mit Wasserstoff, 
Methanol oder anderen 
synthetischen Kraftstoffen 
betankt. Zusätzlich haben 

sie ihren eigenen Stromge-
nerator an Bord und wer-
den von einem Elektro-
motor angetrieben – nur 
ohne dazu eine schwere 
und teure Batterie mit-
schleppen zu müssen. 
Genau wie beim Verbren-
nungsmotor sind auch 
Brennstoffzellen mit syn-
thetischen Kraftstoffen 
schnell zu betanken und 
„CO2-neutral“. Zwei Her-
steller bieten in Deutsch-
land bisher serienreife 
Brennstoffzellen-Autos an.
Elektroautos mit Akku 
sind mit einem viele hun-
dert Kilo schweren elek-
trochemischen Speicher 
unterwegs. Die Herstellung 
dieser Speicher benötigt 
große Mengen seltener 
Elemente wie Lithium und 
Unmengen an Energie.
Beim Elektroauto mit Akku 
ist die Frage: Woher kommt 
der Ladestrom? Kommt der 
nämlich aus Kohle- oder 
Gaskraftwerken, so sind 
Elektroautos keineswegs 
sauber. Zudem erfordert 
das Laden längere Pausen – 
sofern überhaupt genü-
gend Strom verfügbar ist.
Derzeit ist nicht abzuse-
hen, welche dieser Vari-
anten sich mittelfristig 
durchsetzen wird – oder ob 
vielleicht noch weitere 
Antriebsarten entwickelt 
werden. Letztlich hängt die 
Bewertung auch von der 
Region ab: In dünn besie-

delten Landstrichen ist 
kaum vorstellbar, dass man 
auf den Verbrennungs-
motor wird verzichten 
können. Für den Nahver-
kehr in Großstadtzentren 
haben Elektroautos mit 
Akku dagegen durchaus 
ihre Vorteile.

Was heißt das für 
Deutschland? 
Wir müssen alle Varianten 
technologieoffen weiter-
entwickeln und dürfen uns 
von Ideologen nicht auf 
eine Technologie festlegen 
lassen. Schon gar nicht darf 
eine EU-Behörde uns der-
artige Vorschriften ma-
chen.
Beim jetzigen Stand der 
Dinge, werden die Auto-
mobilhersteller mit ihren 
Millionen Beschäftigten 
das Geschäft mit Verbren-
nungsmotoren bis 2035 
schrittweise beenden oder 
ins Ausland verlagern. Die 
Produktion von Elektro-
autos wird das nicht er-
setzen können. Der Scha-
den für unser Land wäre 
enorm!
Die AfD hat die Interessen 
der deutschen Bürger im 
Blick und setzt sich gegen 
ideologische Beschrän-
kung und für den freien 
Wettbewerb unterschied-
licher Antriebsmodelle ein. 
Individuelle Mobilität 
muss für alle Bürger er-
schwinglich und jederzeit 
möglich bleiben.

Laut Stat. Bundesamt Inflationsrate im Supermarkt bei 22,3 Prozent
Was viele Menschen bereits spürten, hat Destatis nun bestätigt. Die Inflationsrate bei Lebensmitteln und 
anderen Gütern des täglichen Bedarfs liegt bei über 20 Prozent. Damit sind einmal mehr Menschen mit 
eher geringem Einkommen Opfer der rücksichtslosen Regierungspolitik geworden. Denn diese geben nun 
einmal den Großteil ihres Einkommens für die Lebenshaltung aus. Das muss ein Ende haben.
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sender Haus- und Woh-
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mepumpe ein Mehrfach-
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kostet, in vielen älteren 
Häusern kann eine Wär-
mepumpe ohne umfang-
reiche zusätzliche Däm-
mungsmaßnahmen über-
haupt nicht wirtschaft-
lich betrieben werden. 
Man spürte in der Re-
gierung wohl, dass man 
damit das Faß zum Über-
laufen bringen könnte, 
zog sich zu nächtlichen 
Beratungen zurück und 
verkündete dann - heure-
ka - wir haben den Ent-
wurf nochmal überar-
beitet. 
Eine Mogelpackung
Doch herausgekommen 
ist dabei nichts anderes 
als eine Mogelpackung. 
Denn im Großen und 

HABECKS IRRE HEIZUNGSPLÄNE
Ganzen soll es dabei blei-
ben. Ab 2024 keine neu-
en Öl- und Gasheizungen 
mehr. Eine großzügige 
Ausnahme soll es für 
über 80jährige Haus-
besitzer geben. Da fragt 
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Wahnsinn oder offene 
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noch bis ans Ende seiner 
Tage verschulden müs-
sen. Ach nein, Moment, 
in dem Alter gibt einem 
ja keine Bank mehr ei-
nen längerfristigen Kre-
dit. Sollen sie doch se-
hen, wo sie bleiben, die 
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Frauen. 
Das ist die Härte
Oh ja, ganz nebulös ist da 
auch noch von Härte-
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ten zahlen will, nicht auf 
die Straße gesetzt wer-
den. Zu gütig, Herr Ha-
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ein Alter in Würde vor?
Es kann jeden treffen 
Doch was ist mit den 
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gende Mieten für alle.
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desregierung werden zwar 
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rem Land noch größer 
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tätsverweigerung schei-
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Der nächste Schlag 
kommt von der EU

Das Europäische Parla-
ment hat sich Anfang 
März dafür ausgespro-
chen, dass Eigentümer 
älterer Gebäude dazu 
verpflichtet werden sol-
len, diese energetisch zu 
sanieren, um so den En-
ergieverbrauch zu sen-
ken. Die Kosten dafür 
beziffert die KfW auf ins-
gesamt 254 Mrd. Euro.
Man muss also davon 
ausgehen, dass hier die 
nächste Kostenlawine auf 
die Hauseigentümer zu-
rollt. 

http://www.adrreports.eu/de/index.html
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Für 2023 sind in zwei Bundespressefahrten noch 
Plätze frei. Ich lade jeweils 50 Bürgerinnen und 
Bürger aus meinem Wahlkreis zu mir nach Berlin ein. 
Besuchen Sie mich und machen Sie sich selbst ein 
Bild von der parlamentarischen Arbeit. Neben einem 
umfangreichen Informationsprogramm mit Besichti-
gung der Orte, an denen unsere Gesetze vorbereitet, 
diskutiert und verabschiedet werden, bleibt auch 
genügend Zeit für die anderen Sehenswürdigkeiten 
Berlins.  

Die Kosten für Fahrt, Unterkunft und das Programm 
vor Ort übernimmt der Deutsche Bundestag.
Seien Sie also einmal für drei Tage Gäste ihres 
Bundestagsabgeordneten. 
Ich freue mich auf die Begegnung mit Ihnen. 
Ihr Michael Kaufmann

Anmeldung unter michael.kaufmann.wk@bundestag.de 
oder telefonisch unter: 03671 - 5 23 23 48

Berlin und Parlament hautnah

Die tödliche Gefahr aus dem Labor
Forschung am Funktionszuwachs von Krankheitserregern muss eingeschränkt werden

Am 27. März fand im 
Deutschen Bundestag auf 
Initiative der Afd-Frak-
tion eine Podiumsdiskus-
sion zum Thema "For-
schung im Spannungs-
feld von Fortschritt und 
Ethik" statt. 
Gemeinsam mit Prof. 
Roland Wiesendanger 
von der Uni Hamburg 
und dem Theologen und 
Publizisten Dr. David 
Berger (philosophia pe-
rennis) haben wir, am 
Beispiel der Forschung 
am Funktionszuwachs 
von Krankheitserregern 
(Gain-of-Function-For-
schung),  herausgearbei-
tet, dass der technolo-
gische Fortschritt es er-
forderlich macht, für be-
stimmte Forschungsge-
biete klare ethische Gren-
zen zu definieren..
Prof. Wiesendanger hat 
in seinem Vortrag über-
zeugend dargelegt, dass 
die verfügbaren Informa-
tionen nur den Schluss 
zulassen, dass der Sars-
CoV-2-Erreger in einem 

Labor entstanden ist. 
Ein eindrückliches Bei-
spiel dafür, dass For-
schung dort ihre Grenzen 
finden muss, wo ihr Ge-
fahrenpotenzial in kei-
nem vertretbaren Ver-
hältnis zum Nutzen steht.
Aus philosophisch-ethi-

scher Sicht hat Dr. Ber-
ger aufgezeigt, wie sich 
die Notwendigkeit einer 
ethischen Beschränkung 
der Forschung auch aus 
unserem historisch ge-
wachsenen Wertever-
ständnis und Menschen-
bild ergibt. 

Als AfD-Fraktion setzen 
wir uns mit Nachdruck 
für eine ideologiefreie 
und technologieoffene 
Forschung ein. Sie darf 
aber nicht zur unbe-
herrschbaren Gefahr für 
die Menschheit werden. 
Sollte aus der aktuellen 
Forschung am Funk-
tionszuwachs von Krank-
heitserregern ein noch 
weit gefährlicherer Erre-
ger entstehen und aus 
Versehen freigesetzt wer-
den, könnte das unter 
Umständen das Ende der 
Menschheit, wie wir sie 
kennen, bedeuten. Da-
rum ist es höchste Zeit, 
eine breite gesellschaft-
liche Debatte zu diesem 
Thema in Gang zu setzen.
Als ersten Anstoß zu 
einer solchen Debatte, 
habe ich einen Antrag in 
den Deutschen Bundes-
tag eingebracht, der das 
Ziel verfolgt, derartige 
Forschung in Deutsch-
land zu verbieten und 
sich zugleich für eine 
weltweite Ächtung der 

Forschung am Funk-
tionszuwachs von Krank-
heitserregern mit dem 
Ziel diese potenziell ge-
fährlicher zu machen, 
einzusetzen. 
Gleichzeitig sollte uns 
bewusst sein, dass wir 
ähnliche Debatten in 
Zukunft auch zu anderen 
Forschungsgebieten, wie 
zum Beispiel der Künst-
lichen Intelligenz, wer-
den führen müssen.

Chat-GPT erneuert 
derzeit unser Schul-
wesen. Gewissermaßen 
jedenfalls. Die künstliche 
Intelligenz, die diesen 
Namen trägt, macht aus 
den richtigen Stichwor-
ten in minutenschnelle 
fertige Hausarbeiten, Re-
ferate und was immer ge-
rade an Texten gebraucht 
wird. Und sie ist entwe-
der kostenlos oder für 
sehr kleines Geld verfüg-
bar. 
Auch wenn Sie sich jetzt 
vielleicht wundern, fra-
gen Sie mal Ihre Kinder 
oder Enkel. Für Schüler 
und Studenten ist Chat-
GPT gerade der neueste 
„heiße Scheiß“. Kein 
Wunder, denn nie waren 
gute Noten so leicht zu 
bekommen. 
Während meine Genera-
tion sich für das Bio-Re-
ferat zu so spannenden 
Themen wie „Organisati-
on von Ameisenstaaten 
am Beispiel der gemei-
nen Waldameise“ noch 
mühsam Wissen aus al-
tertümlichen Quellen wie 

Ein freundlicher Bot namens 
Chat-GPT

Kürzlich wollte ich in der 
Fragestunde des Bundes-
tags im Grunde nur wis-
sen, was Herr Lauterbach 
zu tun gedenkt, um die 
Impfstoffhersteller an 
den Kosten für die Impf-
schäden zu beteiligen. 
Die Frage wurde mir 
zwar nicht beantwortet, 
dafür hatten es die aus-
weichenden Antworten 
der zuständigen Staatsse-
kretärin aber in sich.

Nicht nur, dass Frau 
Dittmar - man muss wohl 
sagen wider besseren 
Wissens - beharrlich wei-
ter von „hochwirksamen“ 
und „sicheren“ Impfstof-
fen sprach, sie verstrickte 
sich im Laufe ihrer Ant-
worten auch in zahlreiche 
Widersprüche. 
So war erst auf beharrli-
ches Nachfragen von ihr 
die klare Aussage zu be-
kommen, dass für Impf-

schäden allein der Steu-
erzahler aufkommt, da 
die Hersteller vertraglich 
aus der Haftung entlas-
sen wurden. Zuvor hatte 
sie noch versucht, diese 
Tatsache in einem allge-
meinen Vortrag zum Arz-
neimittelrecht zu ver-
schleiern. 
Doch war das erst der 
Auftakt zu einer ganzen 
Kaskade von Fehl- und 
Falschinformationen. So 
behauptete die Staatsse-
kretärin im weiteren Ver-
lauf schwere Nebenwir-
kungen seien bei den Co-
vid-Impfstoffen „sehr sel-
ten“. Die bei der EMA ge-
meldeten 630.000 Fälle 
von schweren Nebenwir-
kungen sprechen da je-
doch eine völlig andere 
Sprache. 
Auf eine Nachfrage mei-
ner Kollegin Dr. Christi-
na Baum behauptete sie 
ferner, keine Kenntnis 
davon zu haben, dass aus 
den in den USA veröf-
fentlichten Daten der Pfi-
zer Zulassungsstudie her-
vorgeht, dass die Gefahr 
schwerer Nebenwirkun-
gen bereits im Vorfeld 
bekannt war. Das ist 
umso erstaunlicher als 
diese Tatsachen auch in 
deutschen Medien the-
matisiert worden sind.
Und schließlich begrün-
dete Frau Dittmar auch 

Alternative für Deutschland 
kann deutlich zulegen

die völlig überdimensio-
nierte Bestellung von fast 
580 Millionen Impfstoff-
dosen mit einer „Portfoli-
ostrategie“, da man ja 
noch nicht wissen kon-
nte, welche Impfstoffe 
letztlich die Zulassung 
erhalten würden. Damit 
verschleiert sie jedoch, 
dass der größere Teil die-
ser Impfstoffe erst be-
stellt worden war als die 
Zulassungsfrage längst 
geklärt war. 
Somit bleibt die Frage of-
fen, aus welchen Beweg-
gründen diese und die 
Vorgängerregierung Mil-
liarden für Impfstoffe aus 
dem Fenster geworfen 
hat, die jetzt nach und 
nach wieder vernichtet 
werden müssen, da deren 
Haltbarkeitsdatum über-
schritten ist. 
Ich werde dran bleiben 
und weiter auf Aufklärung 
der zahlreichen Wider-
sprüche und Ungereim-
heiten im Zusammenhang 
mit der Bestellung von 
Impfstoffen drängen. 
Im Rahmen dieses Bei-
trags ist es garnicht mög-
lich, auf alle Falschbe-
hauptungen und Lügen 
des Gesundheitsministe-
riums einzugehen. Eine 
detaillierte Analyse kön-
nen Sie sich hier anse-
hen: https://youtu.be/
Y6yeefXUsRY

Gesundheitsministerium mit angespanntem 
Verhältnis zur Wahrheit

Lexika und Fachliteratur 
zusammensuchen und zu 
allem Überfluss auch 
noch über grundlegende 
Kompetenzen in Satzbau 
und Orthografie verfügen 
musste, füttert der pfiffi-
ge Schüler von heute den 
Chat-Bot einfach mit den 
passenden Stichworten 
und – viola – nach kurzer 
Zeit liegt die fertige 
Hausarbeit im Drucker. 
Premium-Note gesichert. 
Was das noch mit Lernen 
zu tun hat, fragen Sie? 
Na, garnichts. Aber es 
schafft eine wirklich 
stressfreie Atmosphäre 
an unseren Lehranstal-
ten. Das ist doch auch 
was, oder?
Wie man hört, droht 
auch vom Gesetzgeber 
keine Gefahr für den 
Wohlfühlfaktor beim No-
tenerwerb. Also dann: 
Vollgas voraus in die 
Idiokratie. Und das Den-
ken überlassen wir in Zu-
kunft den paar unverbes-
serlichen Nerds, die ihr 
Gehirn unbedingt noch 
selbst benutzen wollen. 

Seit der letzten Bundes-
tagswahl konnte die AfD 
in der Wählergunst um 
4,7 Prozent zulegen.
Legt man die Wahlbeteili-
gung von 2021 zugrunde,  
bedeuten dieser Zuwachs, 
dass weitere 2,2 Millionen 
Menschen in Deutschland 
erkannt haben, dass ein-

zig die AfD wirklich für 
die Interessen der Bürger 
in unserem Land einsteht. 
Der Trend macht Mut.
Mit Ihrer Unterstützung 
setze ich mich auch wei-
terhin jeden Tag in Berlin 
und hier im Wahlkreis für 
eine politische Wende in 
Deutschland ein.

Forschung braucht Frei-
heit. Aus gutem Grund ist 
die Freiheit von For-
schung und Wissenschaft 
vom Grundgesetz ge-
schützt, doch wo sie zur 
Gefahr für die Mensch-
heit wird, muss ihr Ein-
halt geboten werden.
Das vollständige, wirk-
lich spannende Video der 
Diskussion finden Sie 
unter https://youtu.be/
jZYwgdFxkDc.

Umfrage INSA 26.3.23
Quelle: davum.de
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Umfrage INSA 26.3.23
Quelle: davum.de
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Am 8. März 2023 fand 
auf der Burg Weissen in 
U h l s t ä d t - K i r c h h a s e l  
ein Bürgerdialog der 
Landesgruppe Thürin-
gen der AfD-Fraktion 
im Bundestag statt. 
Mit dabei, Denny Jan-
kowski, MdL und meine 
Kollegin aus dem Bun-
destag, Nicole Höchst. 
Beide verbindet, dass 
sie bildungspolitische 
Sprecher ihrer jeweili-
gen Fraktionen sind. 
So ging es bei diesem 
Treffen auch schwer-
punktmäßig um Schule 
und Bildung. Beides ist 
Ländersache. Dennoch 
ist ein gutes Stück der 
Misere, die wir erleben, 
auch vom Bund zu ver-
antworten. Deutschland 
braucht eine neue Bil-
dungspolitik, bei der 

Qualität und Leistung 
wieder im Vordergrund 
stehen, sonst verspielen 
wir unsere Zukunft. 
Gerne haben wir uns 
Fragen und Kritik der 

zahlreichen Gäste ge-
stellt. WIr werden wei-
ter unser Bestes geben; 
im Bundestag, im Wahl-
kreis und für alle Bür-
ger. Wir bleiben dran

Bürgerdialog auf Burg Weissen
Diesmal kam meine Spen-
de einem Feuerwehrver-
ein zugute. 
Bei meinem Besuch des 
Feuerwehrvereins Kö-
nigshofen im Saale-Holz-
land-Kreis konnte ich 
mich vom vorbildlichen 
Engagement der freiwilli-
gen Feuerwehrleute über-
zeugen und erfuhr dabei 
viel über Sorgen und An-
liegen der Feuerwehren. 
Dieses Ehrenamt unter-
stütze ich gerne.
Auch zukünftig werde ich 
meine Diätenerhöhung 
von 300 €/Monat einem 
guten Zweck zur Verfü-
gung stellen. 
Interessierte Vereine und 
Organisationen mit ei-
nem gemeinnützigen Pro-
jekt können sich bei mir 
melden unter: 
michael.kaufmann.wk
@bundestag.de 

Seit Jahren klagen 
die Parteien darü-
ber, dass ihnen der 
Nachwuchs fehlt. Die 
Jugend ist in Zeiten des 
demographischen Wan-
dels begehrt wie nie zu-
vor. Sie bringt Erneue-
rung, Innovation und 
Energie. Wer die Ju-
gend gewinnt, gestaltet 
die Zukunft! Dieser Ver-
antwortung sind wir uns 
als Junge Alternative 
bewusst. 
Doch wir sind nicht nur 
eine Jugendorganisati-
on, die politisch funk-
tionieren muss. Wir sind 
auch ein Refugium für 
all die Jugendlichen, die 
von linksgrünen Leh-
rern tyrannisiert und an 
der Universität mit Gen-
dersternchen gequält 
werden.
Draum sind unsere Ver-
anstaltungen nicht nur 
darauf ausgelegt, uns 
politisch zu bilden oder 
wichtige Fähigkeiten zu 
erwerben. Vielmehr wol-
len wir auch unsere Ge-
meinschaft genießen  
und bereits heute das 
Ideal leben, das eines 
Tages Deutschland wie-

der prägen soll. 
Das Konzept funktio-
niert: Wir durften be-
reits viele Neumitglieder 
aufnehmen und auch in-
aktive Partei freunde 
kehren zurück. 
Die Vielzahl von Veran-
staltungen muss koor-
diniert werden und oft 
ist es nicht leicht, Ge-
meinschaft, Aktionen 
für die JA und die Ko-
operation mit der AfD 
unter einen Hut zu brin-
gen. 
Als Landesvorsitzender 
ist es meine Aufgabe, 
die Energien im Vor-
stand zu bündeln und 
in die richtigen Bahnen 
zu lenken, Ruhepol zu 
sein und die Koordina-
tion sowohl im Landes-
verband als auch mit 
anderen Landesverbän-
den zu erleichtern, wo-
bei mir meine Rolle als 
Mitglied des Bundes-
vorstands sehr hilft. 

Die JUNGE ALTERNATIVE 
stellt sich vor

Als Koordinator kom-
men mir meine berufli-
chen Erfahrungen in 
der IT-Branche zugute. 
Eine professionelle digi-
tale Infrastruktur hilft, 
Informationen leichter 
zu teilen und Projekte 
besser zu planen. Statt 
langer Telefonate oder 
dem Wühlen in Papier-
stapeln sieht man auf 
einen Blick alles, was 
für die Arbeit benötigt 
wird. 
Die Zusammenarbeit 
mit der AfD wollen wir 
weiter intensivieren. 
Dazu haben wir Ge-
bietsbeauftragte für alle 
Regionen Thüringens 
ernannt, die als An-
sprechpartner für die 
AfD fungieren und die 
Junge Alternative auf 
lokaler Ebene repräsen-
tieren. So wird die Zu-
sammenarbeit mit der 
AfD noch einmal deut-
lichh verbessern.
Möchtest auch du Mit-
glied der Junge Alter-
native werden, dann 
schreib uns einfach an:
vorstand@
ja-thueringen.de

Feuerwehren retten und schützen!

Seit dem Januar 2020 
steht das AfD-Büro in der 
Brudergasse 6 in Saalfeld 
den Bürgern im Kreis als 
Anlaufstelle für politische 
Anliegen zur Verfügung. 
In dieser Zeit gab es rund 
ein Dutzend Angriffe von 
Feinden der Demokratie 
auf das Büro. Die derzeit 
noch zersplitterte Ein-
gangstür legt davon be-
redtes Zeugnis ab. 
Doch solche feigen An-
schläge können mein 
Team und mich nicht 
einschüchtern. Vielmehr 
wurde unsere Entschlos-
senheit dadurch noch ge-
stärkt, zeigt es doch, wie 
dringend notwendig die 
Alternative für Deutsch-
land als politische Kraft 
ist.
Wir kämpfen weiter für 
Demokratie, Bürgerrech-
te und Meinungsfreiheit 
und gegen links-grüne 
Bevormundung. 
Zur Jubiläumsfeier war 
das Büro wieder einmal 
randvoll. Vielen Dank an 
alle Gratulanten.
Wir nehmen den Zu-
spruch als Ansporn für 
unsere weitere Arbeit. 

3 Jahre Bürgerbüro in Saalfeld

Viele Bürger in den Saale 
-Kreisen wollen nicht 
tatenlos zuschauen, wie 
die links-grüne Regie-
rung unser Land immer 
weiter ruiniert und tra-
gen ihren Protest auf die 
Straße. 
In der Regel finden diese 
Kundgebungen am Mon-
tagabend statt und wann 
immer ich kann, schließe 
ich mich dem Protest an. 

Montagsdemonstrationen in Kahla 
und vielen anderen Orten in den Saale-Kreisen

So auch hier in Kahla, 
wo ich ein Grußwort bei-
tragen durfte. 
Mein herzlicher Dank 
gilt den Bürgerinnen 
und Bürgern die jeden 
Montag für Frieden, 
Freiheit und Sicherheit 
auf die Straße gehen. 
Hier sind Geduld und 
Beharrlichkeit gefragt, 
aber gemeinsam bewe-
gen wir etwas.

Zu wenige Abschiebungen aus Thüringen
Im gesamten Jahr 2022 
wurden nur 239 ausreise-
pflichtige Personen aus 
Thüringen abgeschoben. 
Zum Vergleich: 2017 wa-
ren es noch 657 Abschie-
bungen.   
Das ist entschieden zu 
wenig. Erst recht, wenn 
man berücksichtigt, dass 
wir seit einiger Zeit eine 
Migrationswelle erleben, 
die das Ausmaß von 2015 
noch übersteigt.
Die Aufnahmekapazität 
Deutschlands und damit 
auch Thüringens ist mehr 
als erschöpft. Rathäuser 
und Landratsämter gera-
ten zunehmend in Ver-

zweiflung, weil man nicht 
mehr weiß, wo die ganzen 
Menschen noch unterge-
bracht werden sollen. 
Doch das alles scheint die 
Ramelow-Regierung we-
nig zu interessieren. Ger-
ne präsentiert man sich 
dort als Wohltäter, der 
möglichst allen Men-
schen helfen will, über-
lässt das Ausbaden der 

Folgen dann aber ande-
ren. 
Wer illegal nach Deutsch-
land einreist und keinen 
echten Asylgrund nach-
weisen kann, der muss un-
ser Land auch umgehend 
wieder verlassen. Das ist 
gängige Praxis in praktisch 
allen Ländern der Welt. 
Nur Deutschland leistet 
sich, auf Kosten der Bür-
ger, den Luxus, jeden auf-
zunehmen, der, aus wel-
chen Gründen auch im-
mer, zu uns kommt.
Dieser selbstzerstöreri-
schen Praxis muss der 
Riegel vorgeschoben wer-
den. 

Wahlrechtsform streicht Direktmandate
Nach der Wahlrechtsform wird der Bundestag in der kommenden Legislatur-
periode auf 630 Abgeordnete verkleinert. Das ist zunächst zu begrüßen. Ein 
umstrittener Nebeneffekt ist jedoch, dass direkt gewählte Abgeordnete mit dem 
landesweit schlechtesten Ergebnis in Zukunft im Bundestag nicht mehr vertreten 
sein könnten. Umso wichtiger also, auch 2025 zur Wahl zu gehen. 

MITMACHER GESUCHT: Ihr Ansprechpartner für die Kommunalpolitik im Saale-Holzland-Kreis (Kahla, Stadtroda, Hermsdorf, Eisenberg, Bürger, Schkölen, 
Camburg): Denny Jankowski - denny.jankowski@afd-thl.de

Leisten wir uns den Luxus, 
eine eigene Meinung zu haben.

Otto von Bismarck
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Ich wünsche Ihnen allen von Herzen Kraft und Zuversicht, ein gesegnetes und 
unbeschwertes Weihnachtsfest und einen hoffnungsvollen Ausblick auf das Jahr 2023. 
Ihr Vertreter im Bundestag Prof. Michael Kaufmann

Ich  möchte mich bei der 
Leitung und besonders 
bei unserem Abgeordne-
ten Dr. Michael Kauf-
mann bedanken, dass 
ich an dieser sehr schö-
nen und interessanten  
Fahrt nach Berlin teil-
nehmen konnte. Wäh-
rend dieser  dreitätigen 
Fahrt hatte man ausrei-

chend Zeit und Gelegen-
heit einen politischen 
Gedankenaustausch un-
tereinander zu gestalten. 
Das stärkt unsrere Kraft, 
um unsere Interessen 
und politischen Meinun-
g e n i m m e r s t ä r k e r 
durchzusetzen.
Die AfD wird sich in der 
Zukunft bestimmt weiter 

festigen und ihre Inhalte 
und Zielstellungen errei-
chen. Die Tendenz ist 
für uns positiv. Immer 
mehr erkennen das die 
AfD eine starke Kraft ist 
und nicht mehr von der 
politischen Bühne weg 
zu denken ist. 
Noch einmal herzlichen 
Dank an die beiden Or-

ganisatoren, die uns vor 
Ort bekleidet hatten,  sie 
haben sehr gute Arbeit 
geleistet und besonders 
an sie Herr Michel Kauf-
mann meinen Abgeord-
neten im Wahlkreis die 
Besten Wünsche und 
Grüße. 

Dietrich B.

Ein zufriedener Teilnehmer der letzten Bundespressefahrt

Es gibt ein Bleiben im Gehen 
ein Gewinnen im Verlieren
im Ende einen Neuanfang 
(Japanisches Sprichwort)

Dass Deutschland sich 
von russischen Gasim-
porten abkoppelt und 
gleichzeitig alle AKW 
abschaltet ist ein Wahn-
sinn, der uns teuer zu 
stehen kommt. Wir alle 
bekommen das längst 
schmerzhaft zu spüren.
Industrie, Verbraucher 
und Umweltschutz blei-
ben bei der Umstellung 
auf LNG auf der Strecke. 
Doch die Wirkung auf 
den vermeintlichen Geg-
ner ist gleich null. 
Denn erstens kann Russ-
land sein Gas nun sogar 
profitabler als früher in 
anderen Teilen der Welt 
absetzen und zweitens 
kommen auch die deut-
schen LNG-Importe zum 
Teil aus Russland, wenn 
auch auf Umwegen. Das 
musste sogar Minister 
Habeck vor kurzem ein-
räumen. 
Diese Ideologiepolitik ist 
hochgradig verlogen. 
Um die Versorgungs-
lücke zu schließen, muss 
nun Kohlestrom aus 
Polen, Atomstrom aus 
Frankreich und indirekt 
auch LNG aus Russland 
importiert werden. 
Dafür werfen ausgerech-
net die Grünen nun 

LNG Politik der Ampel ist hochgradig verlogen
sämtliche Umweltstan-
dards über Bord. Doch 
nicht nur das. 
Woher kommt das 
LNG-Gas?
Vollends absurd wird es, 
wenn man sieht, woher 
die enormen Mengen an 
LNG derzeit kommen. 
Diese kauft die Bundes-
regierung nämlich aus-
gerechnet den ärmsten 
Ländern dieser Welt 
buchstäblich vor der 
Nase weg.
So erklärte schon im 
vergangenen Jahr Steve 
Hill, Vizechef von Shell, 
„Europa saugt LNG aus 
der ganzen Welt. Das 
aber bedeutet, dass we-
niger LNG in die Ent-
wicklungsländer geht. 
Und der pakistanische 
Ölminister , Musadik 
Malik, beklagte, „Jedes 
Molekül, das in unserer 
Region erhältlich war, ist 
vo n E u ro p a g e kau f t 
worden. 
Entwicklungsländer 
in der Krise
Die Folgen sind verhe-
erend. Myanmar hat 
bereits Ende vergange-
nen Jahres seine LNG-
Käufe gestoppt. In Bang-
ladesch werden Strom 

rationiert, Arbeitszeiten 
gekürzt und Klimaanla-
gen heruntergefahren.
Auch in Thailand mus-
sten die Gasimporteure 
ihre Käufe angesichts 
der hohen Preise und 
des mangelnden Ange-
bots senken. Zum Aus-
gleich lässt man dort 
schmutzige Kohlekraft-
werke länger laufen oder 
greift, wie Bangladesch, 
vermehrt auf Diesel zu-
rück – mit entsprechen-
den Folgen für die CO2-
Emissionen.

Pakistan versuchte im 
vergangenen Sommer 
für eine Milliarde Dollar 
zehn Ladungen LNG auf 
dem Weltmarkt einzu-
kaufen – erhielt aber zu 
dem gebotenen Preis 
kein einziges Angebot. 
Die Lieferanten verkau-
fen lieber nach Europa, 
wo sie mehr für ihr Gas 
bekommen. Das lohnt 
sich für sie selbst dann, 
wenn sie vertraglich zur 
Lieferung verpflichtet 
sind und daher eine Ver-
tragsstrafe an Pakistan 

zahlen müssen.
Damit treibt Europa, 
allen voran Deutschland, 
diese Länder nicht nur 
in eine Energiekrise, 
sondern auch in eine 
soziale Krise und eine 
Finanzkrise. 
D i e r o t - g r ü n - g e l b e 
Regierung schert sich 
ganz offensichtlich nur 
solange um das Schick-
sal anderer Völker, wie 
damit keine Abstriche 
von ihrer eigenen Ideo-
logiepolitik verbunden 
sind.

Kürzlich hat die EU eine 
weitere Insektenart als 
Lebensmittel freigegeben. 
Dass ein Produkt Insek-
ten enthält, muss ledig-
lich im Kleingedruckten 
bei der Zutatenliste auf-
geführt werden. Aber wer 
liest die schon?
Also ich würde schon ger-
ne deutlicher darauf hin-
gewiesen werden, wenn 
mir in meiner Nahrung 
Ungeziefer untergescho-
ben werden soll. 
Auch wenn in anderen 
Teilen der Welt solche 
Sachen auf dem Speise-
plan stehen, in unserem 
Kulturkreis haben wir 
nicht einmal in den Hun-
gerjahren nach den Welt-
kriegen auf Ungeziefer 
zurückgegriffen.
Die AfD hat sich im Bun-
destag bereits mit mehre-
ren Initiativen für eine 
deutlichere Kennzeich-
nung und Aufklärung 
über die gesundheitlichen 
Risiken eingesetzt. 

Ungeziefer essen? 
Nein, danke!

Wenn eine Demokra-
tie ein Demokratie-
fördergesetz benötigt, 
stimmt mit dieser De-
mokratie etwas nicht. 
Der Deutsche Bundestag 
hat im März den Gesetz-
entwurf für ein „Demo-
kratiefördergesetz“ in 
erster Lesung beraten. 
Laut Ampel-Regierung 
soll dies ein elementarer 
Baustein für eine resili-
ente und demokratische 
Gesellschaft sein. „Das 

stärkste Bollwerk gegen 
Extremismus, gegen An-
griffe auf unsere Demo-
kratie, gegen Hass und 
Menschenfeindlichkeit 
ist eine starke Zivilge-
sellschaft", so Bundes-
innenministerin Nancy 
Faeser. 
Ziel des Gesetzes soll es 
sein, die Demokratie in 
Deutschland zu stärken 
und Initiativen, die sich 
u. a. gegen Extremismus, 
Rassismus, Islamfeind-

„Demokratiefördergesetz“
lichkeit, Queerfeindlich-
keit, Hass im Netz, Des-
information und Wissen-
schaftsleugnung enga-
gieren, nun langfristig zu 
fördern und mehr Sicher-
heit für Engagierte zu 
schaffen. 
Mit den Steuergeldern 
aller Bürger möchte die 
Bundesregierung dem-
nach erwünschte Weltan-
schauungen belohnen, 
spaltet damit aber zu-
gleich die Gesellschaft.

Ich freue mich, am 3. Mai meine beiden Bundestags-
kollegen Martin Reichardt, Landesvorsitzender in 
Sachsen-Anhalt und Stephan Brander, stellv. Bun-
dessprecher zum Bürgergespräch in Eisenberg begrüßen 
zu dürfen. Neben interessanten Vorträgen erhalten Sie 
natürlich auch hier die Gelegenheit, Ihre Fragen zu 
stellen und mit den Kollegen ins Gespräch zu kommen.

Eine wehrhafte Demokratie 
wird nicht dadurch geschaf-
fen, dass Identitätspolitik 
und reiner Populismus 
finanziert und gleichzeitig 
andere Ansichten und Mei-
nungen diffamiert werden.
Die massive finanzielle 
Unterstützung von Ver-
einen schafft Abhängig-
keiten und fördert mit-
nichten DIE DEMOKRA-
TIE - es ist eher ein An-
schlag auf unsere Demo-
kratie.

Beim Schalmeienorchester Lindau/Rudelsdorf
Vereine wie das Schal-
meienorchester Lindau/
Rudelsdorf 1970 e.V. sor-
gen für den Zusammen-
halt in kleinen wie gros-
sen Gemeinden. 
Deshalb unterstütze ich 
diesen Verein im Saale-
Holzland-Kreis gern mit 

einer Spende. 
Besonders schön finde 
ich, dass sich so viele 
Kinder und Jugendliche 
am Schalmeienorchester  
beteiligen. 
Wenn die Musiker ihre 
antreibenden Rhythmen 
spielen, ziehen sie jeden 

in ihren Bann.

Auch zukünftig werde ich 
meine Diätenerhöhung 
von 300 €/Monat einem 
guten Zweck zur Verfü-
gung stellen. 
Interessierte Vereine und 
Organisationen mit ei-

nem gemeinnützigen Pro-
jekt können sich bei mir 
melden unter: 

michael.kaufmann.wk
@bundestag.de 

Ihr Michael Kaufmann


